
    

5 Verordnung über den Schutz von Pflanzen vor besonders gefährlichen Schadorganis-

men (Pflanzengesundheitsverordnung, PGesV), SR 916.20  

5.1 Ausgangslage 

 
Die Pflanzengesundheitsverordnung (PGesV) ist am 31. Oktober 2018 vom Bundesrat verabschiedet 
worden und am 1. Januar 2020 in Kraft getreten. Die Erfahrungen, die seither im Vollzug der neuen 
Bestimmungen gemacht wurden, haben gezeigt, dass einzelne Artikel präzisiert oder ergänzt werden 
sollten. 
 

5.2 Wichtigste Änderungen im Überblick 

Die geltende PGesV sieht vor, dass bei Verdacht auf Befall mit einem Quarantäneorganismus die Wa-

ren unter Quarantäne gestellt, beschlagnahmt oder verwertet werden können. Die Erfahrungen aus 

den letzten Jahren haben gezeigt, dass in gewissen Fällen auch eine vorsorgliche Vernichtung der 

Waren notwendig, zielführend und angemessen wäre, um die Einschleppung und Verbreitung von 

Quarantäneorganismen besser zu verhindern. Deswegen wird vorgeschlagen, in der PGesV die vor-

sorgliche Vernichtung von befallsverdächtigen Waren als eine mögliche Bekämpfungsmassnahme 

vorzusehen. 

Aufgrund der Verzögerung der Revision des Umweltschutzgesetzes (SR 814.01) sollen zudem die 

Übergangsbestimmungen betreffend die amtlichen Massnahmen gegen Ambrosia artemisiifolia (Auf-

rechtes Traubenkraut) um vier Jahre verlängert werden (bis 31. Dezember 2027). 

5.3 Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln 

Artikel 10 

Besteht ein Verdacht auf Befall mit einem Quarantäneorganismus, so ergreift der zuständige kanto-

nale Dienst oder der Eidgenössische Pflanzenschutzdienst (EPSD) bis zur Bestätigung oder Widerle-

gung des Verdachts durch eine Labordiagnose angemessene vorsorgliche Massnahmen, wie z. B. 

das Unter-Quarantäne-Stellen, die Beschlagnahmung oder die Verwertung der befallsverdächtigen 

Waren. Eine vorsorgliche Vernichtung der Waren bei Befallsverdacht ist im Artikel 153 des Landwirt-

schaftsgesetzes (LwG, SR 910.1) vorgesehen, jedoch nicht in der geltenden PGesV (solange keine 

positive Labordiagnose vorliegt). 

Die Erfahrungen aus den letzten Jahren haben gezeigt, dass es auch Fälle gibt, in denen eine vor-

sorgliche Vernichtung der Waren für die Verhinderung der Einschleppung und Ausbreitung von Qua-

rantäneorganismen wichtig und auch verhältnismässig wäre. Beispielsweise, wenn das Auftreten ei-

nes Quarantäneorganismus in einem in die Schweiz eingeführten Lot von Pflanzen bereits in einem 

anderen Land von den zuständigen Behörden im Labor nachgewiesen wurde und ein Labornachweis 

in der Schweiz – etwa aufgrund der tiefen Rate an Waren mit visuell feststellbarem Befall im Lot und 

der Biologie des Quarantäneorganismus – schwierig bis praktisch unmöglich bzw. sehr aufwändig ist. 

Mit der vorgeschlagenen Änderung sollen die zuständigen kantonalen Dienste bzw. der EPSD die 

Möglichkeit haben, die Vernichtung von Waren anzuordnen, bei denen davon auszugehen ist, dass 

sie befallen sind, so wie dies bereits in Art. 153 Bst. c LwG vorgesehen ist. 

Artikel 46 

Aufgrund der Aufhebung der Richtlinie 2004/103/EG der Kommission vom 7. Oktober 2004 soll die 

Formulierung angepasst werden. 

Artikel 110 

Die gebietsfremde, invasive Pflanzenart Ambrosia artemisiifolia (Aufrechtes Traubenkraut) stellt insbe-

sondere für die menschliche Gesundheit eine Gefahr dar. Ihre Pollen und der Hautkontakt mit ihrem 

Blütenstand können bei Menschen starke Allergien auslösen. Deshalb wurden in der Pflanzenschutz-

verordnung vom 27. Oktober 2010 (PSV, SR 916.20) Bestimmungen zur amtlichen Überwachung und 

Bekämpfung von A. artemisiifolia erlassen. Diese gelten gemäss den Übergangsbestimmungen der 

PGesV noch bis zum 31. Dezember 2023. Damit landesweit wirksame Massnahmen gegen Unkräuter 
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(wie A. artemisiifolia) und andere Schadorganismen, welche die Kriterien als «besonders gefährlich» 

nicht erfüllen, ergriffen werden können, sollen entsprechende neue Gesetzesgrundlagen geschaffen 

werden: im Umweltschutzgesetz für Organismen, welche die Umwelt oder den Menschen gefährden, 

und im Landwirtschaftsgesetz für Organismen, die in erster Linie in der Landwirtschaft zu Schäden 

führen. Aufgrund einer Verzögerung der Revision des Umweltschutzgesetzes konnte bisher keine 

neue Rechtsgrundlage für die amtliche Überwachung und Bekämpfung von A. artemisiifolia geschaf-

fen werden. Die Problempflanze soll jedoch weiterhin amtlich bekämpft werden können, um wie bisher 

Schäden bei Menschen zu verhindern. Um eine Lücke in der erfolgreichen Bekämpfung dieser Prob-

lempflanze zu verhindern, sollen die Übergangsbestimmungen betreffend amtliche Massnahmen ge-

gen A. artemisiifolia bis 31. Dezember 2027 verlängert werden. 

5.4 Auswirkungen 

5.4.1 Bund 

Die vorgeschlagenen Änderungen haben keine personellen Auswirkungen für den Bund. 

Die vorgeschlagene Änderung des Artikels 10 könnte zu höheren finanziellen Kosten für Abfindungen 

nach Billigkeit nach Artikel 156 LwG an Betriebe führen, die durch die angeordnete vorsorgliche Ver-

nichtung von befallsverdächtigen Waren einen Schaden erleiden. Da Ausbrüche von Quarantäneorga-

nismen und das dadurch entstehende Schadensausmass nicht vorhergesagt werden können, können 

auch die zusätzlichen Kosten für den Bund für entsprechende Abfindungen nicht geschätzt werden. 

Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass allfällige zusätzliche Abfindungen für Schäden 

durch Vorsorgemassnahmen für den Bund kostengünstiger sind als die Folgekosten für Schäden, die 

eintreten könnten, falls die vorsorgliche Vernichtung der befallsverdächtigen Waren nicht angeordnet 

werden kann. Im mehrjährigen Durchschnitt sollten somit die Kosten für den Bund abnehmen, da die 

Massnahmen präventiv wirken. 

Die vorgeschlagene Verlängerung der Bestimmungen zur Überwachung und Bekämpfung von Ambro-

sia artemisiifolia in Artikel 110 führt im Vergleich zu heute voraussichtlich nicht zu höheren finanziellen 

Kosten für den Bund. In den vergangenen Jahren hat sich der Bund mit durchschnittlich 20'000 Fran-

ken pro Jahr an den Kosten der Kantone für die Bekämpfung dieser Problempflanze beteiligt. Diese 

Kosten können mit dem bestehenden Budget des BLW gedeckt werden. 

5.4.2 Kantone 

Die vorgeschlagenen Änderungen haben keine nennenswerten finanziellen und personellen Auswir-

kungen für die Kantone. Da die Kantone nicht verpflichtet sind, Abfindungen nach Billigkeit nach Arti-

kel 156 LwG an geschädigte Betriebe auszurichten, führt die vorgeschlagene Änderung des Artikels 

10 nicht zwangsläufig zu höheren finanziellen Kosten bei den Kantonen. 

5.4.3 Volkswirtschaft 

Die vorgeschlagene Verlängerung der Bestimmungen zur Bekämpfung von Ambrosia artemisiifolia hat 

einen positiven Einfluss auf die menschliche Gesundheit. Die vorgeschlagene Änderung des Artikels 

10 hat insgesamt einen positiven Einfluss auf die Volkswirtschaft, da dank ihr der Schutz der Pflan-

zengesundheit allgemein verbessert und wirtschaftliche Schäden verringert werden können.  

5.4.4 Umwelt 

Die vorgeschlagenen Änderungen wirken sich positiv auf die Umwelt aus. Die Sicherstellung der amtli-

chen Bekämpfung von Ambrosia artemisiifolia führt dazu, dass eine invasive gebietsfremde Pflanzen-

art an der weiteren Verbreitung in der Schweiz gehindert wird. Mit der vorgeschlagenen Änderung des 

Artikels 10 können der Schutz der Pflanzengesundheit verbessert und ökologische Schäden (bei-

spielsweise im Wald) verringert werden. 
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5.5 Verhältnis zum internationalen Recht 

Der internationale Handel ist von der vorgesehenen Änderung der PGesV nicht betroffen. Die Bestim-

mungen des SPS-Abkommens der WTO (Sanitary and Phytosanitary Agreement) sowie das Abkom-

men vom 21. Juni 1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen Ge-

meinschaft über den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen (SR 0.916.026.81) sind weiterhin 

erfüllt.  

5.6 Inkrafttreten 

Die Änderung der PGesV tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. 

5.7 Rechtliche Grundlagen 

Rechtsgrundlage für diese Änderung bilden die Artikel 149 Absatz 2 und 153 des Landwirtschaftsge-

setzes (SR 910.1) sowie Artikel 26 Absatz 1 des Waldgesetzes (SR 921.0). 

 


